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Drucksache V/3226 


Kleine Anfrage 

der Fraktion der FDP 


betr. Agrarstrukturpolitik 


Aus Anlaß seines Aufenthaltes in Baden-Württemberg hat 
EWG-Vizepräsident Dr. Sicco Mansholt der Stuttgarter Zeitung 
am 1. August 1968 ein Interview gegeben, zu dem eine Aus- 
sage der Bundesregierung notwendig erscheint. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Verbleibt die Agrarstrukturpolitik weiterhin in nationaler 
Zuständigkeit oder muß aus der von Dr. Mansholt ange- 
kündigten Vorlage eines Strukturplans der Kommission 
auf die künftige Kompetenz der EWG in dieser Frage ge- 
schlossen werden? 

2. Welche Auffassung vertritt sie zu den von Dr, Mansholt 
vorgetragenen Thesen, 

a) daß etwa im Jahre 2000 im Schwarzwald und auf der 
Alb keine Agrarproduktion mehr bestehen wird, 

b) daß dann in diesen Gebieten die Erhaltung einer Land- 
wirtschaft in begrenzten Umfang aus touristischen Gründen 
denkbar sei, in diesem Falle die Hergabe von Beihilfen 
notwendig und diese Landwirtschaft dann natürlich nur 
ein Nebenbetrieb des Tourismus sein würde? 

3. Ist die Feststellung des agrarpoltischen Arbeitsprogramms 
der Bundesregierung, daß es Gebiete gibt, in denen auf 
lange Sicht unabhängig von der Betriebsgröße eine rentable 
Landwirtschaft nicht mehr möglich erscheint, bereits eine 
erste Konsequenz aus den unter 1 und 2 genannten und 
schon länger bekannten Ansichten Dr. Mansholts? 
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4. Welche Auffassung vertritt die Bundesregierung zu den 

weiteren Ausführungen Dr. Mansholts, daß 

a) eine Einschränkung der Produktion in den Überschußge- 
bieten gleichbedeutend mit der Fortsetzung der irratio- 
nellen Produktion und daher indiskutabel sei, 

b) die Möglichkeit einer aktiven Erzeugerpreispolitik nicht 
mehr bestehe, 

c) die Milchüberschüsse in der EWG viel kleiner seien als 
die Produktion der deutschen Nebenerwerbsbetriebe und 
daher wegen deren Existenz die für die Vollerwerbsbe- 
triebe wünschenswerte Erhöhung des Milchpreises nicht 
möglich sei? 


Bonn, den 27. August 1968 


Ertl und Fraktion 



